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An das 

Bundesministerium für Justiz 

Museumstraße 7 

1070 Wien 

 

 

per Email: team.z@bmj.gv.at  

via Website an Parlamentsdirektion 

 

 

      Wien, am 10. Oktober 2025 

 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz zur Rege-

lung von Wertsicherungsklauseln in Mietverträgen (Mieten-

Wertsicherungsgesetz – MieWeG) erlassen sowie das Mietrechtsgesetz 

und das Richtwertgesetz geändert werden (5. Mietrechtliches Inflati-

onslinderungsgesetz – 5. MILG) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Die Bundeskammer der Ziviltechniker:innen bedankt sich für die Übermittlung 

des oben genannten Entwurfs und erlaubt sich dazu folgende Stellungnahme 

abzugeben: 

 

I. Allgemeines: 

Die Bundeskammer begrüßt Maßnahmen gegen die Teuerung zur finanziellen 

Entlastung der Bevölkerung und zur Ankurbelung des Wirtschaftswachstums. 

Der vorliegende Entwurf eines Mietrechtlichen Inflationslinderungsgesetzes 

greift aus Sicht der Bundeskammer jedoch zu kurz: 

 

Im Sinne des Klimaschutzes setzen sich die Ziviltechniker:innen für die Akti-

vierung und Attraktivierung des Gebäudebestandes und gegen die vermehrte 

Bodenversiegelung ein. Dies beugt der weiteren Ausbreitung der Siedlungsflä-

chen sowie der damit verbundenen Bodenversiegelung vor . Auch zur Vorbeu-

gung hoher Energierechnungen und Energiearmut bedarf es aus Sicht der Zi-

viltechniker:innen eine verbindliche Fortsetzung der Sanierungsoffensive 

2023/2024, um das Erreichen einer jährlichen Sanierungsquote von 3 % zu 

forcieren. Ziviltechniker:innen sprechen sich im Sinne des nachhaltigen Klima-

schutzes daher gegen die fortschreitende Bodeninanspruchnahme und die da-

mit einhergehende Bodenversiegelung und für eine bedachte Boden- und 

Raumplanung aus (vgl. ZT Positionspapier Klima, Boden & Gesellschaft).  

 

In diesem Sinne hat sich auch die Bundesregierung im Regierungsprogramm 

zu einem sorgsamen Umgang mit der Ressource Boden bzw. zur Reduktion 

des Bodenverbrauchs bekannt und angekündigt, die Baukonjunktur zu stär-

mailto:team.z@bmj.gv.at
https://www.ztkammer.at/fileadmin/user_upload/redakteure_stk/08_Downloadcenter/Positionspapiere/BKZT_Positionspapier_Klima-Boden-Gesellschaft.pdf
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ken. Die Verlängerung des „Mietpreisdeckels“ bewirkt jedoch exakt das Ge-

genteil: 

 

Die Mietpreisbremse für alle Mietverträge führt zwar zu einer kurzfristigen, 

begrüßenswerten Entlastung der Mieter, allerdings besteht die Befürchtung, 

dass diese Maßnahme langfristig zu Verunsicherung am Markt und einem 

Rückgang von Sanierungen im Altbau führen werden. Investoren müssen mit 

geringeren Mietsteigerungen kalkulieren und ist in Folge davon auszugehen, 

dass entsprechend weniger in die Sanierung von Altbauten investieren wird 

und die Altbauvermietung immer unattraktiver wird. Die Preisschere zwischen 

sanierten und unsanierten Mietobjekten wird damit größer werden. Überdies 

ist zu befürchten, dass wichtige energetische Sanierungen von Altbauten aus-

bleiben könnten, wodurch die Energiearmut wiederum weiter ansteigen könn-

te.  

 

Im Neubau könnten die Mieten wiederum trotzdem steigen, weil die Vermieter 

versuchen könnten, verminderte Mieteinnahmen durch erhöhte Anfangsmieten 

auszugleichen. Nachdem die Nachfrage an Wohnungen in Ballungszentren in 

der Folge weiterhin das Angebot übersteigen wird, ist davon auszugehen, dass 

dieses Vorgehen durchgehen wird. 

 

Als viel effizienter sieht es die Bundeskammer an, Wohnen auf lange Sicht 

durch „einfacheres Bauen“ leistbar zu machen, in dem Baukosten durch den 

Rückbau der Überregulierung in der Baunormung eingespart werden. Erhöhte, 

kostentreibende Baustandards müssen notwendigen Standards unter dem Fo-

kus von Standsicherheit, Brand-, Gesundheits- oder Umweltschutz weichen 

(vgl. ZT Positionspapier „Endlich einfacher bauen“). Dies wäre ein effektiver 

Beitrag zur nachhaltigen Stabilisierung des Mietmarktes und nachhaltigen 

Senkung der Mietpreise.  

 

Österreich braucht demnach eine Forschungs- und Entwicklungsoffensive im 

Baubereich. Vorhandenes Wissen und dessen Neuausrichtung in Prozessen, 

Abläufen und Organisationsformen sollte dabei gebündelt werden. Eine Har-

monisierung von Bau- und Zivilrecht sollte angestrebt werden. Insbesondere 

wäre auch eine effiziente Miet- und Wohnrechtsreform, zB. mit Änderungen im 

Wohnungseigentumsrecht, wünschenswert. Klare rechtliche Rahmenbedingun-

gen für Bauverfahren und deren Entbürokratisierung sollten ungerechtfertigte 

Blockaden von wichtigen Sanierungsmaßnahmen im Wohnbereich verhindern. 

 

Wenn nun ohnehin geplant ist in bestehende Verträge und in den bisher nicht 

regulierten Bereich einzugreifen, wäre eine weitere offenbar einfache Maß-

nahme, vom bisherigen Richtwertsystem, das sich derzeit nach dem Baujahr 

richtet und somit ausschließlich historische Bauten betrifft, abzugehen und 

stattdessen dieses mit dem Primärenergieverbrauch der Gebäude zu koppeln. 

Das würde Anreize bieten und Mittel mobilisieren, um die klimapolitisch not-

wendige und rechtlich durch die EU-Gebäuderichtlinie bereits vorgegebene 

Transformation des Gebäudebestands zu erreichen. Gleichzeitig könnten Miet-

zinserhöhungen, die sich aus solchen Investitionen ergeben, in Relation zu 

https://www.ztkammer.at/fileadmin/user_upload/redakteure_stk/08_Downloadcenter/Positionspapiere/Positionspapier_Endlich_einfacher_bauen.pdf
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den Ersparnissen bei den Energiekosten, die meist dem Mieter zugutekom-

men, gesetzt werden.1 

 

Langfristig würden alle diese Maßnahmen zu mehr „klimafitten Gebäuden“, 

weniger Bodenversiegelung und weniger Energiearmut sowie mehr Rechtssi-

cherheit führen. 

 

II. Im Detail: 

 

II.1. Zu Artikel 1 § 1 und § 4 des Entwurfs – Begrenzung der  

Wertsicherung bei Wohnungsmieten 

 

➢ Abwertung des Bestandes (insbesondere gegenüber Neubau) 

Die Begrenzungspflicht der Wertsicherung bei Wohnungsmietverträgen im 

Voll- und Teilanwendungsbereichs des MRG ist auch auf bestehende Verträge 

anzuwenden. Der Eingriff in bestehende und gültige Rechtsgrundlagen wirft 

Berechnungs- und Bewertungsmodelle über Bord und kann geplante Sanie-

rungsprojekte nun wirtschaftlich unmöglich machen. Die Inflation betrifft näm-

lich nicht nur die Mieter, sondern genauso die Vermieter und Erhalter der Ge-

bäude. 

 

Die Deckelung der Wertsicherung in Mietverträgen gem. § 1 Abs 3 für 2026 

und 2027 macht das Vermieten älterer Gebäude, die in der Regel hohen Sa-

nierungsbedarf haben, noch unattraktiver und unwirtschaftlicher. Mit Inkraft-

treten der EPBD (EU-Gebäuderichtlinie) ist Österreich verpflichtet, den Pri-

märenergiebedarf des gesamten Wohngebäudebestand bis 2030 um 16%, bis 

2035 um mindestens 20% im Vergleich zu 2020 zu reduzieren. Bis 2040, spä-

testens 2050 ist der gesamte Gebäudebestand emissionsfrei zu betreiben. Die 

notwendigen Investitionen für diese Transformation könnten auch einen kon-

junkturellen Aufschwung herbeiführen. Aber dafür müssen die wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen stimmen. Die geplante gesetzliche Begrenzung betrifft 

das tatsächlich vereinbarte Entgelt und berücksichtigt nicht die in vielen Fällen 

ohnehin sehr niedrige Hauptzinsobergrenze, mit der die Wirtschaftlichkeit und 

Finanzierbarkeit von Erhaltungsmaßnahmen und Sanierungsprojekten ohne 

Förderungen nicht oder sehr schwer darstellbar sind. Schon gar nicht werden 

unter diesen Umständen Investitionen über das Notwendige hinaus Richtung 

Klimaneutralität getätigt werden, zumal in Österreich die Vermieter auf den 

sicher weiter steigenden Energiekosten sitzen bleiben. 

 

 
1 Rechenbeispiel: Eine mit einer Brennwert-Therme beheizte 50er-Jahre-Wohnung in Wien, 100m2 

braucht ohne Sanierung 26.000 m3 Gas im Jahr. Nach Sanierung sinkt der Verbrauch auf 13.000m3. Die 

Kosten verringern sich für den Mieter um 870 EUR jährlich, wenn er das Gas bei WienEnergie mit dem 

Tarif „Optima entspannt“ bezieht. Für die Wohnung könnte die Miete um 8 €/m2 erhöht werden, die 

jährlichen Kosten des Mieters würden sich dennoch verringern. Ist die Teuerung den Energiepreisen 

geschuldet, wirkt sich das für den Vermieter auch positiver aus, bzw. könnten auch Investitionen höher 

ausfallen. Es käme mit einem emissions- oder energieverbrauchsgekoppelten Preisdecke zu einer 

Rückkoppelung, die die Klimaziele zu erreichen hilft und die jährliche Belastung der Mieter sogar 

verringert. 
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Dass die Absätze 1 bis 5 des § 1 des gegenständlichen Gesetzesentwurfes 

nicht auch für Verträge im Anwendungsbereich des Wohnungsgemeinnützig-

keitsgesetzes (WGG) gelten, bestätigt unsere Stellungnahme zu diesen Punk-

ten. 

 

➢ Verunsicherung  

In Zeiten hoher Inflation und kriselnder Bauwirtschaft und in Zeiten einer 

nicht erreichten und essenziellen Sanierungsquote, führen Maßnahmen, die 

rückwirkend und wirtschaftsfeindlich in bestehende Verträge eingreifen, zu 

großer Verunsicherung, die den gesamten Gebäudesektor und betreffen und 

damit beeinträchtigen. 

 

II.2. Zu Artikel 1 Z 3, § 29 MRG - Befristung 

 

Wir befürchten, dass die Regelung, „sofern der Vermieter ein Unternehmer im 

Sinn des KSchG ist“ nicht klar unterscheiden, bzw. erkennen lässt, welche Be-

fristung, 3 oder 5 Jahre zulässig ist.  

 

Im Erläuterungstext ist zu diesem Änderungsentwurf zu lesen, dass „die Ein-

dämmung befristeter Mietverhältnisse ein essenzieller Dreh- und Angelpunkt 

des Mieterschutzes“ ist. Aus den oben genannten Gründen – insbesondere 

aufgrund der mit diesem Gesetz einhergehenden weiteren Verunsicherung und 

weiterer Eingriffe in Rechte der Gebäudeeigentümer - ist davon auszugehen, 

dass in Zukunft noch weniger unbefristete Mietverträge entstehen werden und 

damit das Ziel dieses Gesetzesentwurfs nicht erreicht werden. 

 

II.3. Kurzzeitvermietung 

 

Überdies fehlen dem Entwurf Regelungen zur Kurzzeitvermietung. Um Wohn-

raum langfristig leistbar zu machen, wäre eine rechtliche Klarstellung erfor-

derlich, wonach Kurzzeitvermietungen das Angebot am Wohnungsmarkt nicht 

schmälern dürfen. Kurzzeitvermietungen sollten nur in eingeschränktem Rah-

men zulässig sein, zB. bei Gebäuden, die bereits aufgrund ihrer Lage (zB. bei 

besonders hohen Emissionswerten) oder aufgrund ihrer baulichen Standards 

(zB. bei geringer Raumhöhe) keiner Nutzung für Wohnzwecke zugänglich sind.  

 

 

Um Berücksichtigung der Stellungnahme wird ersucht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Arch. DI Daniel Fügenschuh 

Präsident 

dpemberger
test


